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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung beschlossenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 3/74 — Zolikontingente 1974 
für Holzschliff und Sulfat- oder Natronzellstoff) 

— Drucksache 7/1663 — 

zu der von der Bundesregierung beschlossenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/74 — Besondere Zollsätze 
gegenüber Norwegen— EGKS) 

— Drucksache 7/1698 — 

A. Problem 

a) Die Förderung von Holzschliff und Sulfat- oder Natronzeli- 
stoff deckt die Nachfrage nicht. 

b) Norwegen sollen Zollpräferenzen eingeräumt werden. 

B. Lösungen 

Die Bundesregierung will deshalb von zwei Ermächtigungen 
der EG-Kommission Gebrauch machen, und zwar 

a) für das Kalenderjahr 1974 zollfreie Kontingente für Holz- 
schliff und Sulfat- oder Natronzellstoff eröffnen, 

b) gegenüber Einfuhren aus Norwegen die Zollsätze für die 
Waren des EGKS-Bereichs zum 1. Januar 1974 auf 60 v. H. 
der Ausgangszollsätze herabsetzen. 

Die Ausnutzung dieser Ermächtigungen ist von der Zustimmung 
des Bundestages abhängig. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht ge- 
stellt. 

D. Kosten 

Wirtschaftszölle haben keine fiskalischen Zielsetzungen, im 
übrigen handelt es sich zu a) um die Fortsetzung von seit Jah- 
ren bestehenden Maßnahmen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Lüdemann 


Die Zoll-Verordnungen — Drucksachen 7/1663 und 
7/1698 — wurden vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 81. Sitzung am 20. Februar 1974 und der 86. Sit- 
zung am 15. März 1974 in erster Festung beraten 
und an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Die Verordnungen können nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 
des Zollgesetzes nur mit Zustimmung des Bundes- 
tages in Kraft treten. 

1. Die Bundesrepublik ist nach dem „Protokoll 
Nr. 12 über Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 All 
des Gemeinsamen Zolltarifs"' der Akte über den 
Beitritt Großbritanniens, Irlands und Dänemarks 
zur EWG und EAG berechtigt, für Holzschliff und 
Sulfat- oder Natronzellstoff Zollkontingente zum 
Zollsatz Null in Höhe des jährlichen Bedarfs zu 
eröffnen. 

Die Bundesregierung will von dieser Ermächti- 
gung Gebrauch machen und für das Kalenderjahr 
1974 zollfreie Kontingente 

a) 150 000 t Holzschliff und 

b) 1,5 Millionen t Sulfat- oder Natronzellstoff 

für Einfuhren aus Nicht-EWG-Ländern eröffnen, 
weil der in der Bundesrepublik und in den übri- 
gen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft herge- 
stellte Holzschliff bzw. Sulfat- oder Natronzell- 
stoff nicht ausreicht, um den steigenden Bedarf 
der verarbeitenden Wirtschaft zu decken. 


2. Zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einer- 
seits und Norwegen andererseits wurde am 
14. Mai 1973 ein Abkommen für den EGKS- 
Bereich geschlossen, das am 1. Juli 1973 in Kraft 
getreten ist. Die Einfuhrzölle für die in den Zu- 
ständigkeitsbereich der EGKS fallenden Waren 
mit Ursprung in Norwegen sollen danach ab 
1. Januar 1974 auf 60 v. H. des Ausgangs-Zoll- 
satzes herabgesetzt werden. 

Da für Waren, die dem EGKS-Vertrag unterlie- 
gen, die Zolltarifhoheit noch bei den Mitglied- 
staaten liegt, können diese Zollpräferenzen nur 
durch nationale Maßnahmen durchgeführt wer- 
den. 

Die EG-Kommission hat deshalb die Mitglied- 
Staaten der EG ermächtigt, entsprechende Aus- 
nahmen von den sich aus Artikel 1 der Empfeh- 
lung Nr. 1/64 ergebenden Verpflichtungen zu 
gestatten. 

Die Bundesregierung will von den ihr erteilten 
Ermächtigungen Gebrauch machen. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Zollkontingente und -aussetzungen 
im Interesse der deutschen Wirtschaft liegen, emp- 
fehle ich namens des Ausschusses für Wirtschaft 
dem Hohen Haus, den Verordnungen zuzustimmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Frau Lüdemann 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungen — Drucksachen 7/1663, 7/1698 — zuzustimmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Frau Lüdemann 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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